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1 Zusammenfassung 
 
Die Harmonisierung der Ausbildungsbeiträge (Stipendien und Ausbildungsdarlehen) innerhalb der 
Schweiz ist seit den 1960er Jahren ein wiederkehrendes Thema der Ausbildungsförderung und der 
interkantonalen Bestrebungen zur optimalen Ausschöpfung des Bildungspotentials der Bevölke-
rung unseres Landes. Der Kanton Basel-Landschaft hat sich seit Anbeginn sowohl im Rahmen der 
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) wie auch bei der Zusammenarbeit mit dem Bund für dieses 
Ziel eingesetzt, unter anderem durch Mitwirkung in interkantonalen Gremien. Das Konkordat, wel-
ches die EDK an ihrer Sitzung vom 18. Juni 2009 grossmehrheitlich genehmigt hat, ist das Resul-
tat dieser langjährigen Bemühungen und stellt die notwendigen Grundlagen für eine formale An-
gleichung der Bedingungen, unter denen in unserem Land Ausbildungsbeiträge vergeben werden, 
wie auch Empfehlungen für eine materielle Annäherung zwischen den Kantonen bereit. 
Durch dieses Konkordat sollen die formale Harmonisierung des Ausbildungsbeitragswesens ge-
währleistet und die materielle Harmonisierung befördert werden. Diese Ziele werden einerseits 
erreicht durch eine einheitliche Definition stipendienrechtlicher Begriffe und wichtiger formaler Kri-
terien für die Gewährung von Ausbildungsbeiträgen und andererseits durch die Festlegung von 
Mindeststandards im Bereich der materiellen Harmonisierung, mit welchen unabhängig vom sti-
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pendienrechtlichen Wohnsitzkanton der Bildungszugang für einkommensschwache Bevölkerungs-
schichten gewährleistet werden soll. 
 
 
2 Ausgangslage 
 
Der Kanton Basel-Landschaft richtet nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen im Durch-
schnitt der letzten fünf Jahre knapp 12 Millionen Franken jährlich an Stipendien und etwas unter 
einer Million Franken an Ausbildungsdarlehen aus. Das aktuelle Gesetz vom 5. Dezember 1994 
über Ausbildungsbeiträge (GABE1), das in der Volksabstimmung vom 12. März 1995 angenom-
men wurde, war bei seiner Entstehung eng an die damals geltenden Empfehlungen der EDK ange-
lehnt worden, da unser Kanton schon damals ein klarer Befürworter der Harmonisierungsbestre-
bungen in diesem Fachbereich war. 
Gesamtschweizerisch wenden die Kantone pro Jahr ungefähr 280 Millionen Franken an Ausbil-
dungsbeiträgen in Form von Stipendien und 30 Millionen Franken in Form von Darlehen auf. Be-
reits in der Vergangenheit wurden Versuche unternommen, die zum Teil sehr unterschiedlichen 
kantonalen Stipendiengesetze einander anzugleichen. Diese Versuche führten aber nur teilweise 
zum Erfolg: So wurde 1994 zwar ein Entwurf für eine Interkantonale Vereinbarung ausgearbeitet, 
diese kam aber dann doch nicht zustande. Im Jahre 1997 wurde von der EDK ein Modellgesetz mit 
empfehlendem Charakter verabschiedet, welches auf dem Vereinbarungsentwurf des Jahres 1994 
basierte. Obwohl das Modellgesetz keine verbindlichen Regelungen festsetzte, bewirkte es eine 
gewisse Angleichung der Stipendiensysteme. Verschiedene Kantone haben in der Zwischenzeit 
Passagen des Modellgesetzes in ihren eigenen Stipendiengesetzgebungen übernommen. 
Ein gestärktes schweizerisches Stipendienwesen ist wichtig, weil in den letzten Jahrzehnten eine 
starke Expansion der Bildungsanstrengungen stattgefunden hat. Diese Öffnung des Bildungssys-
tems und die Bildungsexpansion haben allerdings nicht zu wesentlich mehr Chancengleichheit 
geführt. Die Ergebnisse der Bildungsforschung sind eindeutig: Für den Bildungserfolg des Indivi-
duums ist die soziale Herkunft (elterliches Bildungsniveau und Einkommen) der mit Abstand wich-
tigste Faktor. Einflussgrössen wie Nationalität, Wohnort oder Geschlecht spielen für den erreichten 
Bildungsabschluss auch eine Rolle, sind aber von untergeordneter Bedeutung. 
Verschiedene Faktoren des elterlichen Sozialstatus haben Einfluss auf die Bildungslaufbahn der 
Kinder, insbesondere der Bildungsstand der Eltern, ihre berufliche Stellung und, damit verbunden, 
auch das Haushaltseinkommen der Familie. Der Einfluss der vorhandenen (oder eben nicht vor-
handenen) Finanzierungsmöglichkeiten kann durch Ausbildungsbeiträge abgeschwächt werden, 
indem diese sicherstellen, dass junge Menschen nicht wegen finanzieller Hürden von der Bildung 
abgehalten werden. 
Die Ausbildungsförderung gewinnt auch vor dem Hintergrund der laufenden Hochschulreform an 
Bedeutung. Mit der Straffung der Studiengänge durch die Bologna-Reform wuchs und wächst der 
Bedarf an Ausbildungsbeiträgen, weil die Möglichkeiten zum Nebenerwerb aufgrund des verdichte-
ten Studienprogramms gegenüber früher deutlich eingeschränkt sind. 
Mit der Einführung des Neuen Finanzausgleichs (NFA2) hat sich der Bund aus der Unterstützung 
der kantonalen Stipendienleistungen für Ausbildungen auf der Sekundarstufe II zurückgezogen 
und engagiert sich, in Verbund mit den Kantonen, nur noch (und auch das in reduziertem Umfang) 
im Tertiärbereich, was einer erheblichen Reduktion seiner Beitragsleistungen gleichkommt. Diese 
Teilentflechtung bedeutet eine Kantonalisierung der Ausbildungsbeiträge auf der Sekundarstufe II. 
Dadurch sind die Kantone gehalten, für diesen Bereich interkantonal geltende Mindeststandards 
zu vereinbaren. Im Januar 2004 beschloss der Vorstand der EDK deshalb, für das Stipendienwe-

 
1 GS 32.99 / SGS 365 
2 BBl 2005 6029 
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sen der Sekundarstufe II den Bedarf einer Interkantonalen Vereinbarung zu prüfen und gegebe-
nenfalls auszuarbeiten. Gleichzeitig sei der Einbezug des Tertiärbereichs in eine Interkantonale 
Vereinbarung zu prüfen. Nach intensiven Vorarbeiten haben in der 2007/08 durchgeführten Ver-
nehmlassung 23 Kantonsregierungen, darunter auch die Regierung des Kantons Basel-
Landschaft, die Schaffung einer Vereinbarung zur Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen be-
grüsst und dem Vernehmlassungsentwurf grundsätzlich zugestimmt. Darauf hat die Plenarver-
sammlung der EDK das Stipendien-Konkordat am 18. Juni 2009 zuhanden des kantonalen Bei-
trittsverfahrens verabschiedet. Beitretende Kantone verpflichten sich, die im Konkordat festgehal-
tenen Grundsätze und Mindeststandards in ihre kantonalen Stipendiengesetzgebungen zu über-
nehmen. 
Im Frühjahr 2010 hat der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) eine Volksinitiative 
zur materiellen Harmonisierung der Stipendien auf Bundesebene lanciert. Er will damit eine ge-
samtschweizerische Regelung der Stipendien für den Tertiärsektor erreichen, und zwar mit dem 
Ziel, deutlich über die Vereinbarung der EDK hinaus zu gehen und insbesondere materiell eine 
Vereinheitlichung der Beiträge vorzuschreiben. 
Per Ende Mai 2010 haben die Parlamente der drei Kantone Basel-Stadt, Freiburg und Graubünden 
den Beitritt zum Stipendien-Konkordat beschlossen, im November 2010 folgten die Parlamente der 
Kantone Neuenburg und Thurgau. 
 
 
3 Auswirkungen auf den Kanton Basel-Landschaft 
 
Ein Anpassungsbedarf der kantonalen Gesetzgebung ergibt sich für den Kanton Basel-Landschaft 
nur in wenigen Bereichen, da bereits bei der letzten Gesetzesrevision von 1994 den Empfehlungen 
der EDK weitgehend nachgelebt wurde. Da das Konkordat Mindestanforderungen vorschreibt, 
besteht in Bereichen, in denen mindestens ebenbürtige oder vorteilhaftere Voraussetzungen für 
Bewerberinnen und Bewerber bestehen, keine Notwendigkeit zur Änderung. Es sind vor allem 
zwei Bereiche, in denen – zum Teil aufgrund veränderter Voraussetzungen – Anpassungen vorge-
nommen werden müssen. Dies betrifft einerseits den stipendienrechtlichen Wohnsitz, anderseits 
den Kreis der bezugsberechtigten Personen, bei dem, nicht zuletzt aufgrund der positiven Erfah-
rungen anderer Kantone, integrationsfördernde Regelungen einzuführen sind. 
Bereits jetzt sind nach dem Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und den EU/EFTA-
Staaten3 in der Schweiz wohnhafte Bürgerinnen und Bürger dieser Länder unter bestimmten Vor-
aussetzungen bezugsberechtigt. Der entsprechende neue Passus im Konkordat unter Art. 5 Ab-
satz 1 Buchstabe e entspricht also dem aktuellen Stand und dient der Vollständigkeit des Verein-
barungstextes. 
 

 
3 SR 0.142.112.681 
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Tabellarisch aufgelistet ergeben sich folgende Änderungen, die in den nachfolgenden Abschnitten 
erläutert werden: 
 
Zu ändernde Bestimmung GABE Folge inhaltlich Folge finanziell 
§ 4 Abs. 1 Erweiterung auf Personen, die 

seit fünf Jahren in der Schweiz 
aufenthaltsberechtigt sind und 
über eine Aufenthaltsbewilli-
gung verfügen 

Mehrausgaben 
ca. Fr. 250'000.-- pro Jahr 

§ 5 Präzisierung des stipendien-
rechtlichen Wohnsitzes 

Keine 

§ 15 Präzisierung der anspruchsbe-
rechtigten Ausbildungsdauer 

Keine 

 
(Kostenfolge von Fr. 250'000.-- geschätzt aufgrund der Statistik der ausländischen Wohnbevölke-
rung nach Status.) 
 
3.1 Anpassung des Kreises der bezugsberechtigten Personen 
Die bisherige Regelung, wer grundsätzlich in den Genuss von Ausbildungsbeiträgen gelangen 
kann, schränkte diesen Kreis auf Personen mit Schweizer Bürgerrecht, solche mit einer Niederlas-
sungsbewilligung (Ausweis C) und anerkannte Flüchtlinge mit Zuweisung an den Kanton Basel-
Landschaft ein. Im Konkordat wird dies ausgeweitet auf Personen, die seit fünf Jahren im Besitz 
einer Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) sind. 
Die Voraussetzungen für die Niederlassungsbewilligung werden im Ausländergesetz oder in Nie-
derlassungsvereinbarungen geregelt und setzen in der Regel einen Aufenthalt von fünf bezie-
hungsweise zehn Jahren voraus. Gemäss Ausländergesetz erhalten beispielsweise Ehegatten von 
Schweizer Bürgerinnen und Bürgern nach fünf Jahren Aufenthalt die Niederlassungsbewilligung, 
eine solche kann aber auch bereits nach fünf Jahren bei erfolgreichen Integrationsbemühungen 
ausgestellt werden. Mit zahlreichen Staaten hat die Schweiz Niederlassungsvereinbarungen abge-
schlossen, welche einen Anspruch auf Niederlassung nach fünf Jahren vorsehen. 
Um der aktuellen Diskussion über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern Rechnung 
zu tragen, wurde im Konkordat nicht ausschliesslich die Niederlassungsbewilligung zum Kriterium 
für die Bezugsberechtigung von Ausbildungsbeiträgen gemacht, sondern auch der Besitz einer 
Jahresaufenthaltsbewilligung, sofern sich die Person zum Zeitpunkt des Stipendiengesuchs seit 
mindestens fünf Jahren in der Schweiz aufhält. Durch diese Regelung des Konkordats werden 
Personen, die aus Nichtvereinbarungsstaaten stammen, Personen aus Vereinbarungsstaaten 
gleichgestellt, was bedeutet, dass sie die Niederlassungsbewilligung ebenfalls schon nach fünf 
Jahren erhalten. 
Aus integrationspolitischen Erwägungen wie auch aufgrund der Erfahrungen anderer Kantone ist 
es vorteilhaft, gerade auch dieser Bevölkerungsgruppe den Zugang zum Bildungsangebot zu er-
leichtern; denn es ist erwiesen, dass sich Personen mit einer qualifizierten Ausbildung leichter in 
die Gesellschaft einfügen. 
 
3.2 Präzisierung der Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes 
Das GABE entspricht in seinem Wortlaut den EDK-Empfehlungen von 1994, doch haben sich seit-
her verschiedene Änderungen ergeben. So wurde mit der rechtlichen Verankerung des gemein-
samen Sorgerechts von geschiedenen Eltern nach Zivilgesetzbuch ein neuer Status der elterlichen 
Sorge geschaffen, der zuvor nur in vereinzelten Gerichtsurteilen festgelegt worden war. Die kon-
krete Handhabung dieser Bestimmung erfolgt in der Praxis bereits jetzt nach den im Konkordat 
formulierten Regeln, doch besteht nach der aktuellen Rechtslage noch immer die Gefahr eines 
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zeitgleichen Bezugs von Ausbildungsbeiträgen in zwei Kantonen. Dies wird mit der neuen Rege-
lung ebenso verhindert wie die Gefahr negativer Kompetenzkonflikte, in deren Folge Bewerberin-
nen und Bewerber bezüglich kantonaler Zuständigkeit „zwischen Stuhl und Bank fallen“. Gleiches 
gilt auch für die neu aufgenommene Präzisierung bei Auslandschweizerinnen und Auslandschwei-
zern, die mehr als ein kantonales Bürgerrecht aufweisen. 
 
3.3 Weitere Anpassungen 
Artikel 13 des Konkordats enthält detailliertere Angaben über die Dauer der Beitragsberechtigung 
als in § 15 GABE. Faktisch entspricht sein Wortlaut weitgehend der eingeführten Praxis der Kom-
mission für Ausbildungsbeiträge, doch ist der Mindeststandard insofern erweitert, als ein Anspruch 
auf eine Verlängerung der Unterstützung stipuliert wird. Auf der Sekundarstufe II ist aufgrund der 
weitgehend fixierten Dauer der Ausbildungsgänge im Feld der schulischen wie der berufsbildneri-
schen Ausbildungs- und Lehrgänge keine Änderung der Unterstützungsdauer zu erwarten. Auf der 
Tertiärstufe wird die vorgeschlagene Formulierung bereits jetzt als Voraussetzung für die Subven-
tionierung der kantonalen Ausbildungsbeiträge vorgeschrieben (Art. 9 des Bundesgesetzes über 
Beiträge an die Aufwendungen der Kantone für Stipendien und Studiendarlehen im tertiären Bil-
dungsbereich (Ausbildungsbeitragsgesetz)4), so dass keine effektive Veränderung gegenüber dem 
Ist-Zustand vorliegt. Hinzu kommt, dass durch die Bologna-Reform eine merkliche Straffung bei 
den Hochschulstudien zu beobachten ist. 
Bei den Beitragsansätzen erfüllt das GABE die Mindestansätze mit Ausnahme des Kinderbeitrags 
bereits jetzt (die finanzielle Auswirkung ist allerdings gering, da dies 2008 nur 95 Fälle betroffen 
hätte; Kostenfolge: Fr. 100'000.--, geschätzt aufgrund der durchschnittlichen Vorjahreszahlen). Die 
in Art. 15 Absatz 1 festgelegten minimalen Beitragshöchstbeträge werden mit den geltenden Bei-
tragsansätzen bereits erreicht (vgl. Tabelle unter Punkt 4, unten). Anpassungen, die bei der Ge-
setzesanpassung notwendig würden, könnten bei der Festlegung der Berechnungsparameter kos-
tenneutral kompensiert werden. 
Zu berücksichtigen ist die in Artikel 20 der Vereinbarung vorgesehene Möglichkeit der Erhöhung 
der Höchstansätze durch die Konferenz der Vereinbarungskantone, die unter dem Aspekt von § 6 
Absatz 5 des kantonalen Finanzhaushaltsgesetzes5 als problematisch angesehen werden könnte. 
Wie die Tabelle unter Punkt 4 zeigt, sind die Beträge des GABE sowohl für die Sekundarstufe II 
wie auch für die Tertiärstufe so deutlich über den Ansätzen des Konkordats, dass auch auf längere 
Frist keine Gefahr besteht, dass dem Kanton Basel-Landschaft eine Erhöhung dieser Beträge auf-
gezwungen würde; denn einerseits enthält das GABE in § 12 selbst eine Indexklausel zur Anpas-
sung an die Teuerung, und andererseits ist zur Erhöhung der Höchstansätze eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitgliedskantone notwendig, was eine unangemessen rasche oder zu starke Er-
höhung als unrealistisch erscheinen lässt. In diesem unwahrscheinlichen Falle bestünde immer 
noch die Alternative eines Austritts aus dem Konkordat als letzter Ausweg. 
 
3.4 Folgen eines Verzichts auf den Beitritt zur Vereinbarung 
Bei einem Beitrittsverzicht würde der Kantons Basel-Landschaft die Position als Verfechter einer 
vernünftigen Vereinheitlichung der Zusprechung von Ausbildungsbeiträgen aufgeben und die Mit-
wirkung bei der Entwicklung der Vereinbarung preisgeben. Dies gilt auch bei einer Verschiebung 
des Beitritts auf einen späteren Zeitpunkt, bei dem nicht nur die grosszügigere Übergangsfrist für 
die Anpassung der kantonalen gesetzlichen Grundlagen entfiele, sondern zudem auch inzwischen 
vorgenommene Weichenstellungen durch unseren Kanton nicht mehr beeinflusst werden könnten. 

 
4 SR 416.0 
5 GS 29.492 / SGS 310 
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Das Stipendien-Konkordat stellt die Einflussmöglichkeit der Kantone weiterhin ins Zentrum der 
Gestaltung der Stipendienvergabe. Es stellt damit einen gemässigten, auf der Grundlage des Fö-
deralismus fussenden Vorschlag gegenüber der zentralistisch orientierten Stipendieninitiative der 
Studierendenschaften dar. Ein Abseitsstehen unseres Kantons dürfte die Position des Initiativkomi-
tees stärken und die föderalistische Position der EDK schwächen. 
 
 
4 Kostenfolgen für den Kanton 
 
Für den Kanton Basel-Landschaft sind aufgrund der unter Ziffer 3 genannten Anpassungen – je 
nach Ausschöpfungsgrad beim erweiterten potenziellen Kreis der neu Beitragsberechtigten –
jährlich wiederkehrende Mehrkosten in Höhe von maximal Fr. 360'000.-- zu erwarten. 
Diese setzen sich zusammen aus der Erweiterung des Kreises der Beitragsberechtigten mit einer 
erwarteten Mehrbelastung von maximal Fr. 250'000.--, der Erhöhung der Kinderbeitrags von Sti-
pendierten von Fr. 100'000.-- und dem Beitrag an die Geschäftsstelle in der Höhe von Fr. 10'000.-- 
(Schätzung aufgrund früherer Überlegungen zu einem bevölkerungsabhängig finanzierten Stipen-
diensekretariat). Die übrigen unter Punkt 3 erwähnten Anpassungen sind kostenneutral. 
 
Der Regierungsrat ist aufgrund kritischer Stellungnahmen in der Vernehmlassung (s. Punkt 6) wie 
auch der aktuellen Finanzlage des Kantons zur Überzeugung gelangt, dass eine kostenneutrale 
Ausgestaltung des Beitritts zur Vereinbarung anzustreben ist. Nach eingehender Prüfung der aktu-
ellen Gesetzesgrundlage ist er überzeugt, dass dies bei der Anpassung des GABE und der zuge-
hörigen Verordnung6 ohne Reduktion der Leistungsziele möglich ist. Im Vordergrund stehen dabei 
eine klarere Definition der massgeblichen Berechnungsgrössen (Ausschluss bestimmter Steuerab-
züge aus der Bedarfsberechnung), wie dies von landrätlicher Seite bereits angeregt wurde, sowie 
eine bedarfsgerechtere Ausgestaltung der Berechnung, die im Übrigen von der Vereinbarung ge-
genüber dem heutigen Stand des GABE begünstigt wird (s. dazu Art. 18 des Stipendien-
Konkordats). Der Regierungsrat betrachtet deshalb den Beitritt auch als Verpflichtung, dem Land-
rat eine kostenneutrale Gesetzesvorlage zu präsentieren. 
 
Zum besseren Verständnis vergleicht die nachfolgende Tabelle die vom Stipendien-Konkordat 
vorgeschriebenen Mindesthöchstansätze mit den geltenden Beitragsmaxima: 
 
Voraussetzung Maximum gemäss 

Vereinbarung 
Maximum aktuell 

(ab Ausbildungsjahr 2010/11) 
Massgeblicher 
Gesetzestext 

Erstausbildung Sek II Fr. 12'000.-- Fr. 15'900.-- § 10 Abs. 2 lit. b 
sowie § Abs. 5 und 
6 GABE 

Erstausbildung Tertiär Fr. 16'000.-- Fr. 19'900.-- § 10 Abs. 2 lit. a 
sowie § Abs. 5 und 
6 GABE 

Kinderzuschlag Fr. 4'000.-- Fr. 3'300.-- § 10 Abs. 7 
 
Zu beachten ist, dass mit der Anpassung der gesetzlichen Bestimmungen nach dem Beitritt auch 
Möglichkeiten entstehen, die Bestimmungen des GABE so anzupassen, dass die Kostenfolgen für 
den Kanton neutralisiert werden können. 
 
 
                                                 
6 GS 32.180 / SGS 365.11 
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5 Umsetzung / Weitere Schritte 
 
Die Plenarversammlung der EDK hat das Stipendien-Konkordat am 18. Juni 2009 zuhanden der 
kantonalen Beitrittsverfahren verabschiedet. In der Mehrheit der Kantone beschliesst das kantona-
le Parlament über einen Beitritt und der Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum. Im 
Kanton Basel-Landschaft ist der Landrat für die Genehmigung des Konkordats (Staatsvertrag) zu-
ständig (§ 64 Absatz 1 der Kantonsverfassung KV7). Das Konkordat unterliegt der obligatorischen 
Volksabstimmung, sofern es vom Landrat mit weniger als vier Fünfteln der anwesenden Landrats-
mitglieder beschlossen wird (§ 30 Buchstabe b KV). Andernfalls unterliegt das Konkordat der fakul-
tativen Volksabstimmung (§ 31 Absatz 1 Buchstabe c KV). Nach einer Genehmigung wird der Bei-
tritt durch den Regierungsrat dem Vorstand der EDK gegenüber erklärt. Der Vorstand der EDK 
setzt die Vereinbarung in Kraft, wenn ihr mindestens zehn Kantone beigetreten sind. 
Mit dem Beitritt und der Inkraftsetzung beginnt die Umsetzungsfrist für die Anpassung des kanto-
nalen Rechts, die in Form einer Teil- oder Totalrevision des GABE erfolgen kann. 
 
 
6 Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Parteien und Interessenverbände 
Die EVP begrüsst sowohl die Anpassung des Kreises der bezugsberechtigten Personen wie auch 
die Präzisierung der Definition des stipendienrechtlichen Wohnsitzes und hält die Mehrkosten von 
rund 360'000 Franken für vertretbar. Unabhängig von ihren finanziellen Verhältnissen sollten Per-
sonen die Möglichkeit zu einer guten Ausbildung haben, die ihren Fähigkeiten entspricht. Mit dem 
Konkordat könne die Chancengleichheit erhöht werden. Längerfristig sei eine Angleichung der 
Maximalbeträge des Konkordats an das Niveau des Kantons Basel-Landschaft wünschbar. 
Kommentar: Die Höchstbeträge des Konkordats stellen Minimalstandards dar, die zwar nicht  un-
ter-, wohl aber je nach kantonalem Bedarf überschritten werden dürfen. Wie bereits unter Ziffer 3.3 
dargelegt, ist die Wahrscheinlichkeit einer Erhöhung dieser Beträge ohne grösseren Teuerungs-
schub wenig realistisch. 
 
Die FDP. Die Liberalen. sieht keine Notwendigkeit für die Vorlage, da diese einen unnötigen Zent-
ralisierungsschritt darstelle. Da das Baselbieter Stipendienwesen schon jetzt weitestgehend den 
Harmonisierungsbemühungen genüge, rechtfertigten die minimalen Auswirkungen einen Konkor-
datsbeitritt und den resultierenden Souveränitätsverlust nicht. Der Kanton Basel-Landschaft könnte 
die erwähnten Anpassungen auch ohne Beitritt autonom nachvollziehen, wenn politscher Bedarf 
dazu ausgewiesen sei. 
Kommentar: Zentralisierungstendenzen kann der Regierungsrat in der Vorlage nicht erkennen; 
denn mit einem Konkordat wird die gemeinsame Autonomie der Kantone gegenüber dem Bund 
ausgesprochen gestärkt. Gerade bei der Präzisierung des stipendienrechtlichen Wohnsitzes ge-
genüber dem aktuellen Bundesausbildungsbeitragsgesetz8 schafft die Konkordatsversion nicht nur 
für die Gesuchstellenden, sondern vor allem für die Vollzugsbehörden Klarheit und somit Minde-
raufwände bei den Abklärungen. Bei einem Abseitsstehen unseres Kantons würde einerseits ein 
Signal zugunsten der Stipendieninitiative des VSS ausgesandt, die tatsächlich eine Zentralisierung 
beabsichtigt, und anderseits jegliche Möglichkeit zur Mitgestaltung der Entwicklung des Konkor-
dats aufgegeben. 
 

 
7 GS 29.276 / SGS 100 
8 SR 416.0 



8 

Die Grünen Baselland begrüssen die Vorlage, da die bestehende Ungleichbehandlung die Chan-
cengleichheit vermindere. Sie heben vor allem die integrationsfördernde Wirkung der Ausweitung 
des Kreises der bezugsberechtigten Personen positiv hervor. Kritisch äussern sie sich zu den Mi-
nimalstandards bei den Beiträgen, die ihres Erachtens zu tief lägen. Bedauerlicherweise gehe das 
Konkordat nicht genügend weit, weshalb die Grünen Baselland die Stipendieninitiative des VSS 
unterstützten. 
Kommentar: Tatsächlich hat die EDK die Ansätze im Verhältnis zum Existenzminimum eher tief 
gehalten, um es so einer grossen Anzahl von Kantonen zu ermöglichen, ohne massive Mehrkos-
ten dem Konkordat beitreten und ihre möglichen Höchstbeträge anpassen zu können. Zu beachten 
ist auch, dass Ausbildungsbeiträge gemäss Art. 3 der Subsidiarität unterstehen, d.h. erst nach 
Ausschöpfung anderer geschuldeter Leistungen wie etwa der elterlichen Unterstützung gemäss 
Art. 276f. ZGB wie auch von Versicherungsleistungen ( z.B. Renten) zum Tragen kommen. Zur 
behördlichen Haltung bezüglich der VSS-Initiative verweisen wir auf Ziffer 3.4. 
 
Die SP stimmt der Vorlage grundsätzlich zu, bemängelt aber, dass wichtige Punkte wie zum Bei-
spiel eine automatische Teuerungsklausel fehlten. Sie hätte erwartet, dass bereits mit der Land-
ratsvorlage die konkreten Gesetzesänderungen präsentiert worden wären. Gänzlich fehle eine 
Regelung der Bereiche Zweitausbildung und Weiterbildung, die zunehmend wichtiger würden. 
Kommentar: Der Regierungsrat unterbreitet das Konkordat deshalb ohne konkrete Gesetzesände-
rungen, damit Regierung und Parlament die Anpassungen innerhalb der vom Konkordat vorgege-
benen Übergangsfrist überlegt und seriös planen und umsetzen können. Dies ermöglicht es auch, 
allfällige weitere Anpassungen vorzunehmen. Eine Reglementierung der Zweitausbildung und der 
Weiterbildung hätte für verschiedene Kantone eine kaum überwindbare Hürde für einen Beitritt 
geschaffen, weil sie diese bisher gar nicht unterstützen. 
 
Die SVP hält den Beitritt zum Konkordat für nicht erforderlich. Insbesondere lehne sie konsequent 
alle Bestimmungen ab, die Mehrausgaben zur Folge haben. Der Sinn der Mehrkosten von 250'000 
Franken für die Ausweitung des Kreises der bezugsberechtigten Personen sei für sie nicht nach-
vollziehbar; immerhin stehe es dem Regierungsrat frei, eine kostenneutrale Überarbeitung der kan-
tonalen Normen vorzulegen. Keine Einwände habe sie gegen die Präzisierung des stipendien-
rechtlichen Wohnsitzes. 
Kommentar: Der Sinn von Konkordaten liegt nach Auffassung des Regierungsrates darin, zwi-
schen den Anforderungen der schweizweiten Gleichbehandlung und der Berücksichtigung kanto-
naler Eigenheiten eine sinnvolle Abstimmung zu finden. Er hält dieses Instrument, das in der Bun-
desverfassung eine starke Verankerung gefunden hat, gerade für das Gebiet der Ausbildungsbei-
träge für sehr geeignet, da die Kosten der Ausbildung unabhängig von der kantonalen Herkunft an 
einer Ausbildungsstätte die gleichen sind. Bei der Ausgestaltung der Gesetzesanpassungen wird 
das Anliegen der Kostenneutralität umgesetzt werden; denn für die konkrete Ausgestaltung der 
Berechnung ist ein weiter Spielraum für die Kantone gesteckt, den der Regierungsrat bei der Um-
setzung auszuschöpfen bereit ist. 
 
Von den übrigen Parteien wie auch den jeweiligen Jungorganisationen der Parteien gingen keine 
Stellungnahmen ein. 
Von den Interessenverbänden hat einzig der Gewerkschaftsbund Baselland eine Stellungnahme 
abgegeben. Er begrüsst die Vorlage und unterstreicht die Bedeutung eines gestärkten schweizeri-
schen Stipendienwesens. 
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Gemeinden 
Der Verband Basellandschaftlicher Gemeinden VBLG verzichtet auf eine eigene Stellungnah-
me mit dem Hinweis, die Gemeinden seien von der Vorlage nicht direkt betroffen. Diesem Verzicht 
schliessen sich mit Hinweis auf den VBLG 13 Gemeinden an, während 5 Gemeinden ihre grund-
sätzliche Zustimmung zur Vorlage bekunden. Dagegen spricht sich keine Gemeinde aus. Von der 
befürwortenden Gemeinde Allschwil wird darauf hingewiesen, dass die Vorlage durchaus Aus-
wirkungen auf die Gemeinden habe, da insbesondere durch die Erweiterung des berechtigten Per-
sonenkreises auf die Personen, die seit fünf Jahren eine Aufenthaltsbewilligung hätten, inskünftig 
Sozialhilfegelder eingespart werden könnten. 
 
Weitere Adressaten 
Der Jugendrat Baselland begrüsst die Stossrichtung des Konkordates, das national zu einer 
grösseren Bildungsgerechtigkeit beitragen solle. In gleichem Sinne zustimmend äussern sich auch 
die Universität Basel, die Fachhochschule Nordwestschweiz einschliesslich ihrer Studieren-
denorganisation students.fhnw, die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Basel-
landschaftlichen Schulräte, die Schulleitungskonferenzen der Sekundarschulen und der 
Gymnasien Baselland und die Amtliche Kantonalkonferenz der Basellandschaftlichen Lehrerin-
nen und Lehrer. 
 
Ablehnend äussert sich der Kirchenrat der evangelisch-reformierten Kirche des Kantons Ba-
sel-Landschaft, der zwar das Engagement zugunsten der jüngeren und in Ausbildung stehenden 
Mitglieder unserer Gesellschaft ausdrücklich befürwortet, sich aber wegen des damit verbundenen 
Autonomieverlusts für den Kanton gegen die Vereinbarung ausspricht. Anpassungsbedarf sei vom 
Kanton in eigener Regie zu veranlassen und detailliert zu regeln. 
Kommentar: Der Regierungsrat betrachtet den Verlust an kantonaler Autonomie im vorliegenden 
Konkordat für gering im Verhältnis zum gesamtschweizerischen Interesse an einer formalen Har-
monisierung des Stipendienwesens. Auch innerhalb der Vereinbarung stehen dem Kanton weitge-
hende Möglichkeiten zur Ausgestaltung insbesondere im materiellen Bereich zu. Seit über 40 Jah-
ren haben Vertreter unseres Kantons sich für die Harmonisierung eingesetzt und unter anderem 
auch am vorliegenden Konkorat mitgearbeitet. Ein Abseitsstehen unseres Kantons würde interkan-
tonal nicht verstanden. 
 
Auf eine Stellungnahme ausdrücklich verzichtet haben die römisch-katholische Landeskirche 
des Kantons Basel-Landschaft und die Fachstelle für die Gleichstellung von Frau und Mann. 
Die übrigen angeschriebenen Adressaten haben sich nicht vernehmen lassen. 
 
 
7 Antrag 
 
Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, dem Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung zur Har-
monisierung von Ausbildungsbeiträgen («Stipendien-Konkordat») zuzustimmen. 
 
 
Liestal, 11. Januar 2011 Im Namen des Regierungsrates 
 
 Der Präsident: Krähenbühl 
 
 
 Der Landschreiber: Mundschin 
Anhang: Entwurf Landratsbeschluss 
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ENTWURF 
 
 
Landratsbeschluss 
betreffend Beitritt des Kantons Basel-Landschaft zur Interkantonalen Vereinbarung zur 
Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen («Stipendien-Konkordat») 
 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 
 
1. Der Beitritt des Kantons Basel-Landschaft zur Interkantonalen Vereinbarung zur Harmoni-

sierung von Ausbildungsbeiträgen («Stipendien-Konkordat») wird genehmigt. 
 
2. Dieser Beschluss unterliegt den Bestimmungen von § 30 Buchstabe b der Kantonsverfas-

sung über das obligatorische Referendum. 
 
 
 
Liestal,  Im Namen des Landrates 
 
 Die Präsidentin: 
 
 
 
 Der Landschreiber: 
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